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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Verkehr (14. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgeiegten 
Vorschiag einer Richtiinie des Rates zur Angieichung 
der Rechtsvorschriften der Mitgiiedstaaten über die Betriebseriaubnis 
von Fahrrädern mit Hiifsmotor 
— Drucksache 7/161 — 


A. Problem 

Durch unterschiedliche technische Bauartvorschriften für Fahr- 
räder mit Hilfsmotor in den einzelnen Mitgliedstaaten wird 
der Handel mit diesen Fahrzeugen innerhalb der Gemeinschaft 
behindert. 


B. Lösung 

Durch eine einheitliche EWG-Betriehserlauhnis soll dieses Han- 
delshindernis im Warenverkehr beseitigt werden. 

Einmütigkeit im Ausschuß 

C. Alternativen 

entfallen 


D. Kosten 

entfallen 
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Drucksache 7/632 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


A. Bericht des Abgeordneten Mahne 


Der Richtlinienentwurf wurde durch Schreiben 
des Präsidenten des Deutschen Bundestages vom 
15. Februar 1973 dem Verkehrsausschuß zur Bera- 
tung überwiesen, der die Vorlage in seiner Sitzung 
am 23. Mai 1973 behandelt hat. 

In jedem EWG-Mitgliedstaat müssen Fahrräder 
mit Hilfsmotor bestimmten technischen Merkmalen 
entsprechen, die von Land zu Land unterschiedlich 
sind. Dadurch wird der Handel innerhalb der EWG 
mit diesen Fahrzeugen wesentlich beeinträchtigt. Um 
dieses Handelshindemis zu beseitigen, sieht der 
Richtlinienentwurf eine einheitliche EWG-Betriebs- 
erlaubnis für Fahrräder mit Hilfsmotor vor, die dann 
zu erteilen ist, wenn das Fahrzeug den Erforder- 
nissen dieser Richtlinie entspricht. 

Bedenken hat der Ausschuß gegen Artikel 1 des 
Richtlinienentwurfs, der eine bauartbedingte Höchst- 
geschwindigkeit für Fahrräder mit Hilfsmotoren von 
45 km/h vorsieht. Innerhalb von Ortschaften würden 


Bonn, den 23. Mai 1973 


dadurch Überholungsvorgänge durch andere Fahr- 
zeuge, für die eine Höchstgeschwindigkeit von 
50 km/h vorgeschrieben ist, in verkehrsgefährdender 
Weise verlängert werden. Der Ausschuß hält es 
daher für richtiger, an einer Höchstgeschwindigkeit 
von 40 km/h 'festzuhalten, wie sie im deutschen 
Recht verankert ist. Der Ausschuß empfiehlt ferner, 
daß als technisches Konstruktionsmerkmal für Fahr- 
räder mit Hilfsmotoren nicht die Hubraumgröße 
(50 ccm) verwendet wird, sondern die Leistungs- 
obergrenze der Antriebsmaschine, damit auf diese 
Weise die künftige Verwendung von Wankelmoto- 
ren oder Elektromotoren ermöglicht wird. Ein Ver- 
zicht auf die Hubraumbegrenzung ließe auch um- 
weltfreundliche Konstruktionen zu, besonders hin- 
sichtlich der Geräuschentwicklung. 

Die Änderungsvorschläge des Ausschusses, die mit 
der Stellungnahme des Bundesrates übereinstimmen, 
sind in der vorgeschlagenen Entschließung enthalten. 


Mahne 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Richtlinienvorschlag — Drucksache 7/161 — wird zur Kenntnis genommen. 

2. Die Bundesregierung wird ersucht, in Brüssel darauf hinzuwirken, daß für 
Fahrräder mit Hilfsmotor eine Höchstgeschwindigkeit von 40 km/h festgelegt 
und als technisches Konstruktionsmerkmal die Hubraumgröße durch eine 
Leistungsobergrenze der Antriebsmaschine ersetzt wird. 


Bonn, den 23. Mai 1973 


Der Ausschuß für Verkehr 

Börner Mahne 

Vorsitzender Berichterstatter 
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